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Kırche und Menschenrechte

ast taglıch Berichten die Massenmedien VO Verletzungen der Menschenrechte
1n vielen Ländern der westlichen un östlichen Welt Die olobale Gefangenen-
hilfsorganısation „Amnesty International“ beweist aufgrund systematischer
Untersuchungen un subtiler Recherchen, da{ß zahlreiche Regierungen
Foltermethoden anwenden, Aussagen CIDIESSCNHN oder politische Gegner
einzuschüchtern. uch 1m internatiıonalen Rahmen praktiziert IN  o die Folter:
Experten werden 1n verschiedene Länder yeschickt, Folterschulen erläutern un
demonstrieren die Methoden, Folterinstrumente werden exportıert.
Unterdrückung un Verfolgung VO Mıinderheiten unterschiedlicher ALt. Ent-
tführungen un Geiselnahmen stehen 1n vielen Ländern der Tagesordnung.

Die deutsche Oftentlichkeit wırd besonders intormiert ber Menschen 1n den
Ostblockstaaten, die ıhres Engagements für die Verteidigung der Bürger-
un Menschenrechte Repressalien erdulden mussen. Dıie Sensibilisierung für
Nachrichten ber Menschenrechtsverletzungen gerade 1n diesen Ländern begreift
INa  a} leicht, WENN INa  e} die KSZE-Beschlüsse VO Helsinki, die Nachfolge-
konferenz 1n Belgrad un: dıe teilweıse recht OnNntrovers geführten Diskus-
s10nen darüber denkt Wenn 2WAB| ein1ges schwerpunktmäßfsig angemerkt wiırd,
sol] damıt keineswegs der Eindruck erweckt werden, als ob InNna  m; HLE 1n diesen
Staaten un nıcht auch 1n viıelen anderen Ländern die Menschenrechte MmM1t Füßen

Als Beleg Mag der 1n wWweIls auf afrıkanische un südarnerikanis;he Staaten
genugen

„Charta 77(( un: SZE

In der SowjJetunion un den anderen osteuropäıschen Staaten werden Emı1i-
granten un innere Dissıdenten ıhres Einsatzes für die Menschenrechte
attackiert, physiısch un psychısch gequalt un verfolgt. Paradigmatisch se1l hın-
vewlesen auf die organge 1m Zusammenhang MmMI1t der Anfang 1977 publizierten
„Charta 77“ 1n der Tschechoslowaken. Denn aum eın Bürger- oder Menschen-
rechtsdokument hat 1n den VEFrSANSCHEC Jahren 1n (Ist un West ein derartıges
Aufsehen CEFPCRE: Scharfe Reaktionen un Kampagnen die ber 450 Unter-
zeichner VO seıten der Regierung un Parte] eiınerseılits SOWI1e die spontanen 5>ym-
pathiıeerklärungen 1n mehreren kommunistischen Staaten andererseılts kontra-
stierten mıteinander. Inzwischen starb 1ın Prag 13 März 19L eıner der füh-
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renden ıtvertasser der Charta, der als katholischer Christ un Husserl-Forscher
bekannte Phılosoph Jan Patocka. Wıederholt hatte der Geheimdienst Patocka

selner ma{fßgeblichen Beteiligung Zustandekommen der Menschen-
rechts-,Charta 77« un ihrer energischen Verteidigung 1n der Oftentlichkeit
verhört. Zuletzt unterwarf Cr iıh einem eltstündigen Gesprächsterror, wobei
der profilierte Anhänger der tschechoslowakischen Bürger- un Menschenrechts-
bewegung eınen schweren Gehirnschlag erlıtt.

Wıe lassen sıch die Breitenwirkung un die solidarisierende Optıon für dieses
Dokument erklären? Verfehlt ware jedenfalls elne Interpretation der Charta,
die 1n ıhr blo{ß das Ergebnis eliner bestimmten internationalen politischen KOon-
junktur erblickte, ausgelöst eLwa durch die Nachtolgekonfterenz VO Helsink:!
1n Belgrad, wenngleıch nıcht geleugnet werden kann; da{ß die Ostblockstaaten
auffallend härter Anhänger VO  z Bürgerrechts- unı Menschenrechtsbewe-
SUNSCH SOWI1e Regimekritiker vorgıngen, Je niher der Termin ZARHS ber-
prüfung der KSZE-Beschlüsse rückte. Dıie Wiırkung liegt neben der inhaltlichen
Programmatık vielmehr auch 1ın der Art begründet, W1e die Unterzeichner ıhre
Zielbestimmungen un Intentionen formulierten. S1e weıgern sıch näamliıch ent-

schieden, sıch als Dissıiıdenten abqualifizieren lassen, un welsen die Unter-
stellung Zzurück, S1e betrieben polıtische Opposıtion das bestehende System.
S1e beabsichtigen nıcht, „eıgene Programme politischer oder gesellschaftlicher
Reformen oder Veränderungen aufzustellen“, vielmehr suche die ‚Charta 77«
y ıhrem Wiırkungsbereich eiınen konstruktiven Dialog mı1ıt der politischen un
staatlıchen Macht führen, iınsbesondere dadurch, da{ß S1Ee auf verschiedene
konkrete Fiälle hinweist, deren Dokumentatıiıon vorbereıtet, LOsungen VOTI -

schlägt, verschiedene allgemeine Vorschläge unterbreitet, die aut Vertiefung
dieser Rechte un ıhrer (CGarantıen abzielen, un als Vermittler 1n antallenden
Konfliktsituationen wiırkt, diıe durch Wiıderrechtlichkeit verursacht werden kön-
nen

Dahıiınter wiırd das ernsthafte Bemühen sichtbar, keine Systemveränderung
bewirken, ohl] 1aber sıch Widerrechtlichkeit aufzulehnen. Ihr Zie] IST

die Verwirklichung der Bürger- un Menschenrechte, W1e€e S1C die (sesetze un die
VO  e) der SSR mıtunterzeichneten internationalen Verträage yarantıeren. Viele
Grundrechte der Bürger stünden NUur auf dem Papıer, sej]en 1m übriıgen „völlig
iıllusorisch“. So vermıi1sse INa  > anderem das Recht der treıen Meınungs-
außerung un der Bekenntnisfreiheıt, das VO  e} machthaberischer Willkür LE=
matısch eingeschränkt un mıißachtet werde, obwohl der „Internationale Pakt
über bürgerliche un politische Rechte“ Aaus dem Jahr 1966 65 ausdrücklich g-
rantıiert. Als besonders diskriminierend wiıird der Kontrollapparat des Innen-
minısteriıums empfunden, der Telefone un Wohnungen abhört, dıe OSt ber-
wacht, Personen durch Einschaltung rıtter bespitzeln Läßt, Justizorgane be-
einflußt un die Propagandakampagnen der Kommunıkationsmittel lenkt Den
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Autoren un Unterzeichnern der Charta geht CS bei ihrer Kritik den e1n-
deutigen Vorrang des Moralischen VOrFr der politischen Motivatıon. Gefordert
wırd die Beachtung der Menschenrechte un dıe Humanısierung des Staats durch
objektive Moralkriterien, die 1ın konkretes Recht um$SeESETZL werden mü{fßten.

Schon bald ach der Publikation des Dokuments SETzZiE die Antıpropaganda-Maschinerie der staatlıchen Medien e1n, inspiriert un angeführt durch das offi-
zielle Parteiorgan „Rude Fravo-. der ihrerseıits wıederholt die Moskauer
Prawda sekundiert hat Die begleitenden Polizeimaßnahmen un Repressalien
haben dabe; nach den Erklärungen der Sprechergruppe Verfolgungen der Be-
troffenen 1n einem Ausma{fß 1n Gang vebracht, WI1e INan S1€e se1it den rünfzigerJahren, näamlı;ch se1it dem Slanski-Prozeß, nıcht mehr erleht habe

Diese un vergleichbare Vorgänge 1ın anderen Ostblockländern ereıgnen sıch,
obwohl sıch die Teiılnehmerstaaten der KSZE-Gipfelkonferenz VO Helsink:;
verpflichteten, die Beschlüsse gewı1ssenhaft beobachten. Für unseren Zusam-
menhang 1St das SOgSECNANNTE s1ebte Prinzıp wicht1g, das die Achtung der Men-
schenrechte un Grundfreiheiten, einschließlich der Gedanken-, Gewi1ssens-, Re-
l1g10NS- und Überzeugungsfreiheit yarantıert für alle Personen hne Unterschied
der Rasse, des Geschlechts Un der Sprache. SO versprechen die Unterzeichner-
STtaaten, die wıirksame Ausübung der zıvılen, politischen, wırtschaftlichen,
zialen, kulturellen SOWI1e der anderen Rechte un Freiheiten tördern, die sıch
alle AUS der dem Menschen ınnewohnenden Würde ergeben un für se1ine freie
un volle Entfaltung wesentlich sind Dıie unıverselle Bedeutung der Menschen-
rechte un Grundtreiheiten als wesentliche Voraussetzung für Frieden, Gerech-
tigkeit un Wohlergehen SOWI1e für die Entwicklung treundschafticher Be7zie-
hungen un die Kooperatıon zwıschen den Teılnehmerstaaten werden VECItraAD-iıch gewährleistet. Das sıebte Prinzıp schließt tolgerichtig mi1ıt dem Bekenntnis:
„Auf dem Gebiet der Menschenrechte un Grundtreiheiten werden die Teilneh-
mMerstia4aten 1n Übereinstimmung mMI1t den Zielen un Grundsätzen der Charta
der Vereıinten Natıonen un MmMIit der allgemeinen Erklärung der Menschenrechte
handeln. S1e werden terner ıhre Verpflichtungen erfüllen, W1e€e diese testgelegt
sınd 1n den internationalen Erklärungen un Abkommen auf diesem Gebiet,
SOWeIlt S$1e S1e gebunden sınd, darunter auch 1ın den internationalen Konven-
tionen ber die Menschenrechte.“

Wırtschaftliche, politische, relig1öse un weltanschauliche Probleme SOW1e die
aufßeren Eınflüsse, die iınfolge verstärkter Kontakte un Kommunikation mıt
dem Westen entstehen, haben zahlreiche soz1alistische Länder des Ostblocks 1n
eınen Argumentationszwang un 1n Argumentatıionsnöte vebracht, Aaus denen
S1e sıch 1Ur durch ASS1ıve Gegenmafißßnahmen befreien können. Den Dogma-
tikern den „ommunistischen Funktionären un Ideologen scheint aNZC-
sıchts der opposıtionellen Kräfte alleın die Rückkehr Z Stalınismus die
richtige Lösung se1n, da die Entspannungspolitik ıhre innere Machtposition
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unterhöhlt. Die Pragmatiker schrecken VOT der Rückkehr Z offenen Terror
zurück, wollen sıch freilich auch dem Wagnıs der Demokratisierung nıcht Aaus-
SECLZEI]:

Es ann hier nıcht darum gehen, die Reaktion des estens un seline Kam-
für die Bürger- un Menschenrechtsbewegung darzustellen. Vielmehr soll

UTr aufgewiesen werden, 1n welcher Siıtuation sıch die christlichen Kırchen un:
VOT allem auch die katholische Kırche bei der Erfüllung ıhres Verkündigungs-
auftrags nıcht selten befinden un W1e€e S$1e sıch gegenüber der Mifßachtung der
fundamentalen Menschenrechte verhalten haben

Die katholische Kırche darf dieser Thematık nıcht ausweichen. S1ie annn sıch
gegenüber diesen Ereignissen auch nıcht DasSsıVv verhalten, allein AUS dem Grund
nıcht, weı] S1Ee 1n zahlreichen Ländern der Welt verfolgt un 1n ıhrer Bewegungs-
treiheit stark der SdanNz behindert ist 9 Darüber hınaus versteht sıch die
Kirche 1n ıhrem Selbstverständnis als Garantın un Anwältin der Verfolgten
und Unterdrückten SOWI1e als Verteidigerin der Freiheit un der Personwürde.
Insofern annn S1e sıch nıcht VOT dieser unbequemen Aufgabe drücken. Denn
letztlich geht Gs ıhre Glaubwürdigkeit un: iıhren Dienst der
Menschheit für mehr Menschlichkeit, Gerechtigkeit un Versöhnung unterein-
ander un mIit (ott. Es stehen also die Werte un Rechte auf dem Spiel, die die
Kıirche insbesondere se1it dem etfzten Konzıil un: vornehmlich der 3R b
wartıge Papst Pau] NAT: verkünden SOW1e bei vielfältigen Gelegenheiten überall
aut der Welt AAacheFAckch verteidigen.

Allgemeine Formulierung der Menschenrechte

Die Menschenrechte sind meı1st recht Vagcl un abstrakt formuliert. Inhaltlich
reflektieren S1e eine bestimmte Zeitsituation un deren Selbstverständnıis. [Ias
Jjeweıilige Menschen- un Weltbild, die Gesellschaftsanalyse, das Geschichtsver-
ständnıs bzw die Staats- un Verfassungstheorie spielen be] der Konkretisie-
rung der Menschenrechte elıne Rolle Als fundamentale un normatıve Wert-
maßstäbe spiegeln S1€e dıe ideellen, gesellschaftpolitischen un so710-OÖkonomi-
schen Determinanten einer Zeıt wiıder: INa vVEIMAaS S$1€e 1U A CG)I: diesem Hınter-
orund sachlich zutreftend verstehen. Die Kenntnıiıs ihres Entstehens relativiert
zugleich die Menschenrechte bzw macht einsicht1ig, da{fß ıhre Formulierung dem
historischen Wandel unterliegt, weil S$1€e veränderter Gegebenheıten schär-
ter bestimmt, inhaltlich voller gefüllt un anders akzentulert werden.

Diese Varıabilität aflßst indes nıcht den Schlufß Z CS bleibe eın dem histo-
riıschen Prozefß enthobener absoluter Aussagekern bestehen. Denn die Menschen-
rechte liegen 1M Wesen des Menschen begründet; s1€e verkörpern „matürliche‘ ,
vorgesellschaftliche, vorstaatlıche Freiheits- und Personenrechte, die respek-
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tieren sınd Ugı die T: Erfüllung sittlicher Aufgaben als notwendige, unverlet7z-
liıche un unveräufßerliche Rechte gelten. Als wesentliche personale Werte des
Menschen bleiben S1C dem soz10-polıtischen Zugrift un der willkürlichen
menschlichen Veränderung

Die Menschenrechte, 1m Lauf der Zeıt iınhaltlich anders akzentulert und StAar-
ker ausdıfferenziert, umschreiben Jene Grundvoraussetzungen, die dem Indi-
viduum 1n Gesellschaft un tAat eıne menschenwürdige Entfaltung ermöglı-
chen. Diese Rechte, W1e eLWAa das echt auf Leben, Freıiheıt, Gleichheit aller Men-
schen, auf Unverletzlichkeit un: Siıcherheit der Person, auf Erwerbsmöglichkeit,
Eigentum, Erzıehung un Unterricht, aut Berufswahl, treije Meinungsäufßerung,
Freizügigkeit us kommen dem einzelnen lediglıch aufgrund der Tatsache Z
da als Mensch exıstıiert, un ZWAAar jedem 1n gleiıchem Ma „ohne Unterschied
der Rasse, der Farbe, des Geschlechts, der Sprache, der Religion, der politischen
un: sonstigen Überzeugung, der natıonalen oder soz1alen Herkunft, des Vermö-
SCNS, der Geburt oder anderer Umstände“, W1e Artikel der Erklärung der
Vereinten Natıonen den Menschenrechten VO 1948 6S ausdrückt.

Die einzelne Person befindet sıch jedoch 1n einem vielfältigen Beziehungsge-
flecht mM1t anderen Individuen, denen ebenso unverzichtbare Rechte auf Selbst-
verwirklichung zukommen. Aus dem spannungsreichen Wechselverhältnis Z7W1-
schen den Rechten und Pflichten verschiedener Personen werden der Gehalt, die
Formulierung un die Realisierung der Menschenrechte, die als Grundrechte 1in
viele Verfassungen Eıngang gefunden haben, 1m Alltag bestimmt. Dabe:i stellt
die heutige Kodifizıierung der Menschenrechte das Ergebnis eınes langwierigen
Prozesses dar, der 1n selinen Wurzeln bıs 1ın die Frühzeit der Menschheit zurück-
reicht un den iınnerhalb der abendländischen Geschichte christliche Glaubens-
un Wertvorstellungen entscheidend beeinflufßten. Vor allem das Prinzıp der
Nächstenliebe un das der Gleichheit aller Menschen aufgrund ıhrer Fbenbild-
iıchkeit MI1t Gott Konstitutivelemente ZULIE weıteren inhaltlichen Ausbil-
dung der Menschenrechtsidee. Wesentliche Impulse erhielt die Formulierung der
Menschenrechte 1n der euzeıt überdies V-C©). den Ideen der Aufklärung un der
Grofßen Revolution VO 1789, auf deren Einseitigkeiten 1er jedoch nıcht näher
eingegangen werden ann

Die Menschenrechte 1m Verständnıis der Kirche

Wenn INa  en ach den Menschenrechten 1n der Kirche fragt, deren Glaubens-
botschaft als erlösende Befreiung des Menschen VO ausweglosem Vertallensein

Schuld und Tod SOWI1e als hoftende Zuversicht aut die unwiıderrufliche Tas
kunft (sottes aufgrund des Heilswirkens Christi verstanden wiırd, oilt be-
achten, da{ß sıch der Chriıst als Anhänger einer bestimmten Religionsgemeıin-
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schaft iınnerhal seiner Kırche keineswegs uneingeschränkt auf alle Menschen-
rechte berutfen kann, beispielsweise auf das Recht unbegrenzter Gew1ssens-,
Bekenntnis- oder Pressefreiheit. Genausoweni1g verstößt eine Religionsgemein-
schaft das allgemeine Gleichheitsprinzip, WE S1E ür ıhre AÄmter NUr

csolche Personen zuläßt, die ıhr als Mitglieder angehören. Denn dieser Rechts-
grundsatz verpflichtet TT Gleiches gleich, Ungleiches indes ungleich behan-
deln Zudem besitzen nıcht alle 1n den verschiedenen Menschenrechtskatalogen
aufgezählten Rechte un Pflichten für den kırchlichen Bereıich die oleiche ZW1N-
yende Relevanz. In der Siıcht der Kiırche stellt die unveräußerliche Würde der
menschlichen DPerson den zentralen Leitgedanken un das ftundamentale Vor-
recht dar

Betrachtet INa  29} vergleichend die Stellungnahmen VO Kirche un Papsttum
den Menschenrechten, VOT allem se1it dem VEISANSCNEC Jahrhundert, Aßt

sıch deutlich ein Fortschritt des katholischen Denkens beobachten VO den Enzy-
kliken eOs 111 ber bestimmte Ansprachen 1US C während des /Zweıten
Weltkriegs un die Enzyklika Johannes’ „Pacem 1n terrıis“ bis ZUuE

Pastoralkonstitution „Gaudıum et spes” un der Erklärung ber dıie Religions-
freiheit „Dignitatıs humanae personae” des /7weıten Vatikanums. An den
letzt ZENANNTLEN Yre] Dokumenten, die für nachfolgende AÄufßerungen ber die
Menschenrechte grundlegende Orientierungsfunktion besitzen, se1 paradıgma-
tisch die gegenwartıge Haltung der Kirche gegenüber den Menschenrechten aut-
gezeıgt.

Pacem ın FeYYLS
Am 11 Aprıl 1963 veröftentlichte apst Johannes die Enzyklika

„Pacem 1n terrıs“, dıe „über den Frieden allen Völkern 1n Wahrheıit, (36-
rechtigkeit, Liebe un Freiheit“ handelt. Sıe wandte sıch den katholischen
Erdkreis un darüber hınaus 7A00 erstenma] 1n der Geschichte der Kirche AaUS-

drücklich AA T alle Menschen ur Wıillens“. Ihre Publikation löste 1n den me1-
Sten Ländern un be]l den unterschiedlichen polıtıschen un weltanschaulichen
Gruppen eın beachtliches Echo Au  ® Der Tübinger Kirchenrechtler Johannes Neu-
INann bezeichnete S1e „geradezu als dıe Menschenrechtserklärung der Kırche“.
S1e entfaltete ihre Aussagen 1in Anlehnung die „Allgemeine Erklärung der
Menschenrechte der Vereinten Natıonen“ VO Dezember 1948, die
„Europäische Konvention ZU Schutz der Menschenrechte und Grundfreiheiten“
VO November 1950 un die „Europäische Sozialcharta“ VO IX kto-
ber 1961 Papst Johannes bejahte ausdrücklich die Menschenwürde, w 1e S$1e der
Menschenrechtsdeklaration der Vereıinten Natıonen zugrunde liegt, und den
Kernbestand der 1n diesem Verständnis der Menschenwürde wurzelnden Men-
schenrechte. Dabe; entkleidete CT die VO ıhrem Ursprung her unbestrittener-
maßen individualistisch konziıpierten Menschenrechte dieser Einseitigkeit un:
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fügte S1Ee organısch der katholischen Soziallehre eın der Katalog der klassıschen
individuellen Rechte wurde erweıtert, die Entfaltungsrechte un die Rechte der
aktıven Beteiligung VO einzelnen, Gruppen un Völkern traten stärker ın den
Vordergrund. Eın besonderes Anlıegen des Schreibens 1STt CDy Verhaltensregeln
aufzustellen für die Beziehungen der Bürger mıteiınander, für die Beziehungen
zwıschen Bürgern un Staat un der Staaten untereinander. Von dieser Inten-
t10n her wırd einsıicht1ig, zunächst VO den Rechten die ede 1St und
annn GrESE VO gegenseıtigen Pflichten.

Der einzelne Mensch un jedes olk befinden sıch 1N eıner vorgegebenen
türlichen Ordnung, die nıcht als blindes, unvernünftıges, gleichsam unveränder-
bares gottverhängtes Schicksal] begriften werden darft S1e 1St vielmehr ENTISPrE-chend den Gegebenheiten un Notwendigkeiten als zugelastete Aufgabe SINN-
voll bewältigen. Den rıchtungweisenden Ma{(stab für jedes geordnete, gC-
rechte und fruchtbare Zusammenleben stellt das Wesen des Menschen als Person
dar, der MmMIt Verstand un freiem Willen AuSgESTALLEL 1STt. Für den Christen be-
SItZTt die menschliche Natur och eıne weıtere Dımensıon, VON der N 1m und-
schreiben heifßst, Christi Blut habe die Menschen erlöst, die durch die Gnade
Söhne un Freunde Gottes geworden sınd, eingesetzt als Erben der ewı1ıgen Herr-
ichkeit (Nr 9—-10) Aus diesem Menschenbild un AaUus der Überzeugung, da 1mM
Gewiıissen die elementaren esetze der Ordnung des einzelmenschlichen un des
gesellschaftlichen Lebens eingeschrıeben sınd (Nr 5 tolgen die Achtung N.OT
den unkündbaren Lebensrechten des einzelnen W1e der Völker, der Sınn für
Gerechtigkeit, die Absage jeglıche Diskriminierung VO Menschen un Völ-
ern ıhres Glaubensbekenntnisses oder der Rasse SOWI1e die Wechselseitig-
eIit VO unaufgebbaren, allgemein gültigen un unverletzlichen Rechten und
Pflichten als Voraussetzung der vollen Verwirklichung menschlıcher, materieller
un geistiger Werte.

Da jede Person bestimmte vorstaatliche Rechte auf eın menschenwürdiges
Daseın besitzt, 1St S$1e auch verpflichtet, diese Rechte als Ausdruck ıhrer Würde

beanspruchen. ]le anderen, auch die körperschaftlich organısıerten Mächte
un Interessen, haben die tundamentale Pflicht, jene Rechte achten. Nach
allgemeiner kirchlicher Auffassung, auf die die Enzyklıka siıch nachdrücklich
beruft, gründet dıe unauflösliche Relation zwıschen Rechten un Pflichten 1mM
Naturgesetz als iıhrem Ursprung (Nr

W ll die Menschheit sıch nıcht selbst aufgeben un nıcht auf die Verwirk-
lichung der Menschenrechte verzıchten, MUu S$1e sıch einsetzen für Entspannung
nd Sıcherheit, für Zusammenarbeit un Frieden. Schädliche Wachstumsformen,
Raubbau den Rohstoftvorräten, dıie Bedrohung der Existenzgrundlage durch
Umweltzerstörung, revolutionäre Umstrukturierungen ın der Gesellschafts- un
Berufsschichtung, die Polarisierung 7zwıschen den Industrienationen un den
Ländern der rıtten Welt des starken Geftälles 1m Lebensstandard, die
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Gefahr der Selbstauslöschung der Menschheit durch ABC-Waften un Overkill-
Potenzen un durch die totale milıtärische Konfrontation der Supermächte, das
alles hat Z Einsicht geführt, dafß die internationale Friedenssicherung als ; Kate:
gorischer Imperatiıv- der gegenwärtıgen Weltpolitik gelten hat Ihr ann
sıch nıemand entziehen, weıl dıe Probleme weltweit sind

Diesem Ziel dienen die verschiedenen politischen Einrichtungen auf globaler,
regionaler un natıonaler Ebene Denn CS bedarf den Menschen indechal
eınes Volkes, aber auch zwiıschen den Völkern un Machtblöcken eıner überge-
ordneten Autorıität, deren entscheidende Funktion 1ın der Sıcherung un Erhal-
Lung des Friedens besteht. „Pacem 1n terrıs“ hat sıch diese Erkenntnis eigen
gemacht un plädiert nachdrücklich für eiıne STAaAats- un völkerrechtlich legitime
Autorıitäat, die die konkrete Situation der dynamischen Gesellscha f} nımmt.
Denn 1m modernen Gesellschaftsleben MI1tT seinen komplexen Problemen genugen
nıcht mehr die tradıtionellen Rechtsordnungen, weshalb die Staatslenker siıch um
klare Vorstellungen ber Wesen un Umfang ıhrer Aufgaben bemühen
haben

Vernünftigerweise ann INan jedoch erSst ann den Weltfrieden als erreich-
bares Zıe] un als Voraussetzung für die allgemeine Verwirklichung der Men-
schenrechte anstreben, WECNN Probleme wie beispielsweise das Minderheiten- un
Flüchtlingsproblem, der Ausgleich 7zwıschen Bevölkerung, Erträgen un Kapı-
talıen, die sachgemäfße Behandlung der Entwicklungsländer oder die Probleme
des Hungers un der Überbevölkerung 1n der Welt gelöst siınd

Die Kampagne für die Verwirklichung der Menschenrechte 1St integrierender
Bestandteil jeglicher Friedens- un Entspannungspolitik. S1e annn nıcht deren
Ersatz se1In. Die Friedensenzyklika ordert deshalb insbesondere jeden Christen
UF sıch nachdrücklich für eıne humanere Welt- un Gesellschaftsordnung e1IN-

SOWI1e durch se1ine christliche Lebensführung die Spaltung VO  e} Glauben
un Leben überwinden (Nr 147-153).

Die wirkungsgeschichtliche Bedeutung der Enzyklika „Pacem 1n terrıs‘ Iiegt
darın, da{fi 1n ıhr die Kirche 1963 ZUIN ersten Mal offiziell un eXPrESSIS verbis
VO der Menschenwürde gesprochen un dafß der apst als oberster Lehrer der
Kırche sıch pomtıert für die Menschenrechte eingesetzt hat Entscheidend 1St
auch der Nachweıs, da{flß 4aUS der relig1ösen Freiheit sich schrittweise die volle
Gedanken-, ede- un Versammlungsfreiheit entwickelten, die die moderne
Gesetzgebung garantıert.

Pastoralkonstitution „Gaudıum el spes“
Die VO Konzil mi1t überwältigender Mehrheit Alllı Dezember 1965 AaNSE-

Pastoralkonstitution belegt ebenfalls dıie innerkirchliche Entwicklung
1mM Hınblick auf die Menschenrechte. Nach der ausdrücklichen Intention 111 die
Kırche eliner menschenwürdıgen Gestaltung der Welt 1mM Geist der Brüder-

23 Stimmen 196, 371
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ichkeit un Liebe beitragen, die jedwede Mißachtung der Menschenrechte VeCOTIT-

hındern (Art 915 Im Mıttelpunkt der Konstitution steht folglich der 1n vielfäl-
tige Strukturen un Dimensionen eingebundene Mensch (Nr Dement-
sprechend entwirft das Dokument 1MmM Licht des Oftenbarungsglaubens eın Bild
der menschlichen Gemeinschaft, das den Menschen iıcht NUur 1n seiner natürlıchen
Ordnung sıeht, sondern seine Berufung Z Gotteskindschaft un: ZUr endgül-
tiıgen Vollendung 1n Gott einbezieht (Art

Die gegenwärtige Diskussion 1n der Bundesrepublik Deutschland ber die
Grundwerte 1n Staat un Gesellschaft hat m1t erweIls auf das Grundgesetz als
Konsens herausgestellt, da{ß der Staat des Menschen willen da ISt. nıcht der
Mensch des Staats willen. Nach einer Epoche totalıtiärer Gewaltherrschaft
un der Staatsvergötzung hatte INa  z klarer erkannt, da zunächst VO der
Würde der menschlichen Person gehandelt werden mußte. Durch die starke Be-
LONUNg der absoluten Unantastbarkeit der Menschenwürde sollten Unftreıiheıt,
Mißachtung der Menschenwürde un Willkürherrschaft zukünftıg unmögliıch
gemacht werden. Gemeihnsame Überzeugung 1St weıter, da{fß menschliche FExıstenz
nıcht 1n der Befriedigung materijeller Ansprüche aufgeht, daß vielmehr mensch-
liches Zusammenleben eıner Übereinstimmung ın Werten un Normen, 1n
Grundhaltungen un Grundauffassungen bedarf. Gerade die Kırche 1St 1er autf-
gefordert, die Frage ach der etzten Sınngebung menschlicher Existenz wachzu-
halten.

Diese wichtige Aufgabe hat die Kirche begriften. [)as Konzil hebt deshalb die
Tatsache hervor, da{ß siıch menschlicher Fortschritt, der diesen Namen verdient,
1n eıner rechtlich un politisch organısıerten bürgerlichen Gesellschaft 11UT

Beachtung der menschlichen rundwerte verwirklichen aßt Und weil die Kirche
durch das ıhr AHBE  te Evangelium die Wahrheit ber den Menschen
besitzt, 1STt S$1e W1e keine andere Institution ZUuU Schutz der Menschenwürde be-
{ahigt un beruten (Art

Damıt die Förderung un Verteidigung der Menschenrechte immer mehr
Wirklichkeit wiırd, bedart A elınes permanenten, umtassenden Erziehungspro-
ZCSSCS, den die Kirche ach „Gaudıum eit SPES* ZUiiETSE bei ıhren Gläubigen 1n
Angrift nehmen hat Denn die Erfahrung lehrt, da{ß viele Christen auch
heute noch nıcht befähigt sınd, ıhre Pflichten 1mM Hınblick auf die unverletz-
baren Menschenrechte erfüllen un dafür 1n der Arbeıtswelt, 1mM Bereich der
Gesellschaft, der Politik, Wırtschaft un 1n der Erziehung Zeugn1s abzulegen.
Dieses pädagogische Bemühen oll den Christen die Würde der menschlichen
Person un die Freiheit un Gleichheit bewufit machen, der alle Menschen
aufgrund der Schöpfungs- 1n Erlösungsordnung teilhaben. Es soll die Bereıit-
schaft geweckt werden, diese Grundwerte überall 1m taäglıchen Leben achten.
Das 1St der Hauptbeitrag der Kirche (vgl Art
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Kırche und Menschenrechte

Erklärung über dıe Religionsfreiheit „Dignitatıs humanae hersonae”
In weıiten Teıilen der Welt wird das Recht des Menschen auf Meınungs-

und Religionsfreiheıit, autf Gleichbehandlung der Bürger unabhängıg VO ıhrer
relig1ösen un politischen Überzeugung verstoßen. Dıie Einschränkung dieser
Freiheiten un der kirchlichen Wirkmöglichkeiten reicht VO politischen un
bürokratischen Schikanen über die vollständige Verdrängung AUS der Oftent-
iıchkeit bıs ZU totalen Verbot eıner auch 1Ur priıvaten Religionsausübung.

Vor diesem Hintergrund gewıinnt die Konzilserklärung ber die Religions-
freiheit VO Dezember 1965 elıne besondere Bedeutung. Der damalige (Gene-
ralsekretär des Weltrats der Kıirchen, Willem Visser’t Hooft, begrüfßte S1e wenıge
Tage ach iıhrer Verabschiedung als „eıne gemeınsame Basıs aller christlichen
Kırchen für die gemeıinsame Verteidigung der Religionsfreiheit und der mensch-
lıchen Grundrechte“. Denn die menschliche Person besitzt, W1e das Konzil
klärt. das Recht auf ungehinderte relig1öse Freiheıit, die keinem Zwang durch
ırgendeine Nstan7z unterworfen werden darf (Art 2 Und da der Mensch aut
Mitteilung der erkannten Wahrheit angelegt isSt. steht ıhm als gesellschaftlıchem
W esen das Recht Z se1ne relig1ösen kte öffentlich un 1n Gemeinschaft voll-
ziehen. Dem einzelnen Menschen mu{fß dabe]l der notwendige innere un außere
Freiheitsraum zugestanden werden, innerhalb dessen sıch die Wahrheıt,
iınsbesondere die relig1öse Wahrheıt bemühen hat (Art 2—3) Er dart Je=
doch nıcht ZU Glauben CZWUNSCH werden (Art 12

Die Pflicht, das Recht auf Religionsfreiheit als eınen 1m Gemeinwohl Zzrun-
denden Wert un die Achtung VOTLT relig1Öös Andersdenkenden schützen, ob-
liegt jeder Person,; Gruppe un Macht:, dıe das Gemeinwohl garantıeren
haben In eindringlicher Weiıse ordert „Dignitatıs humanae personae” deshalb
dıie staatliche Gewalt ZUr Anerkennung, Wahrung un Förderung der Religions-
treiheit aut Sıe hat nämlich vorrangıg die Menschenrechte respektieren un

Mifsachtung verteidigen. Sie hat die Gleichheit aller Bürger VOT dem
(Geset7z berücksichtigen un keiner darf jemals, weder often och verborgen,

der Religion wiıllen verfolgt oder diskriminıert werden (Art 6
Dıie Kirche ordert also Religionsfreiheit nıcht mehr RHGÄE für sıch, sondern als

e1nes den Menschenrechten tür alle Sıe intendiert damıt eıne auft Struk-
wıirklicher Freıiheıt, Gerechtigkeit un Solidarıtät aufgebaute Gesamtge-

sellschaft, 1n der die intellektuell redliche Auseinandersetzung die (relig1öse)
Wahrheit ETStEt eigentlich möglich ISt.

Dieses Konzilsdokument macht deutlich, w 1e€e die Kirche die personale
Freiheit un Würde des Menschen nimmt. Das sınd güunstiıge Voraussetzungen
tür einen oftfenen un glaubwürdigen Dialog MIt den geistigen un gesellschaft-
liıchen Kräften der Gegenwart, Aaus dem christlichen Glauben heraus einen
wesentlichen Beitrag.zur Achtung der Menschenrechte überall 1ın der Welrt eıisten

können.n a A E A C
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Wıe Beginn gezeigt worden ist, äßt sıch das Thema Menschenrechte An

der Oftentlichkeit un Politik nıcht mehr wegdenken. Die Kirche Aun darf
sıch 1er nıcht neutral verhalten. S1ie mu{fß eindeutig Position beziehen, W 4ds auch
1n erfreulichem Ma verstärkt geschieht. In ıcht wenıgen Ländern steht S$1e 1m
Kampf Unterdrückung un Diskriminierung. S1e verlangt für alle Men-
schen unterschiedslos ANSECINECSSCNECN un gleichberechtigten Zugang den WITrt-
schaftliıchen, kulturellen, gesellschaftlichen un geistigen Errungenschaften. S1ie

sıch eın für die Befreiung AaUus soz1aler Unterdrückung un ökonomischer
Ausbeutung, A4aUuUsS$s Unwissenheıt, Elend un Unsicherheıit, für die Befreiung VO

politischen 111 ideologisch-weltanschaulichen Zwängen. Dabe]l gerat S$1e zuneh-
mend selbst den Terror der jeweiligen Regierungssysteme. ]le diese Er-
e1QN1SSE ordern deshalb auch dıie deutschen Katholiken auf 7A8 HG Solidarıität un
Verantwortung für die Unterdrückten un Entrechteten.

Von diesem Bewuftseinswandel der Kirche 1n Deutschland hinsichtlich der
Menschenrechte auch die Erklärung der Vollversammlung des Zentral-
komitees der deutschen Katholiken VO Maı 1977 ZUrFr KSZE-Folgekonferenz.
Darın wırd testgestellt, da{fß 1n Helsinki eıne politisch-moralische Übereinkunft
erreıicht worden sel, die VO entscheidender Bedeutung se1ın könnte, WEeNN alle Ss1e
verwirklichten. SO heißt E „Sıch auf diese UÜbereinkunft berufen und
be] iıhrer Einforderung internatıionale Solidarität üben, 1St keine Einmischung
1n ıinnere Angelegenheiten anderer Staaten, sondern die Wahrnehmung ınter-
national verbürgter Rechte Deshalb das Zentralkomitee, da{ß jede
auf der Konferenz VetTtretiene Regierung die übernommenen Verpflichtungen
vorbehaltlos erftüllt.“

Diese Vorgäange belegen, da{( die Menschenrechte ZUÜT: Klammer werden, W1e C555

1m Vorwort des Arbeıtspapiers der Päpstlichen Kommuissıon 5 Justitia e DPax“
Zzum Thema „Die Kirche und die Menschenrechte“ heißßt, A die das Engagement
der Christen aUuUsS$s dem Geist des Evangelıums un der christlichen Soziallehre mıt
dem gleichberechtigten Engagement aller Menschen Wıillens verbindet“.
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